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Überblick

Arbeitsteilung ist seit Langem ein wichtiger 
Treiber des wirtschaftlichen Wachstums und 
damit auch des gesellschaftlichen Wohlstands 
unseres Landes. Die Auslagerung ist letztlich 
nur eine spezielle Form der Arbeitsteilung, die 
gerade bei Banken und Finanzdienstleistern 
eine besonders wichtige Rolle spielt, weshalb 
der deutsche Gesetzgeber seit 1998 in § 25a 
Abs. 2 KWG und Nachfolgeregelungen den 
Rahmen für Auslagerungsaktivitäten abge-
steckt hat. Die Auslagerung betraf zunächst 
vor allem die IT, den Zahlungsverkehr oder die 
Wertpapierabwicklung.1 

Angesichts des gestiegenen Kostendrucks im 
Gefolge von Niedrigzins und Digitalisierung 
verwundert es daher nicht, dass die Banken 
vermehrt die Auslagerung entdecken. Hierauf 
hat die Aufsicht gerade wiederum (auch auf-
grund der zum Teil von ihr wahrgenommenen 
zweifelhaften Qualität einiger Dienstleister) 
mit umfassender Verschärfung der Vorgaben 
für Auslagerungen in den MaRisk 6.0 reagiert. 
Diese bilden einen Schwerpunkt der Novel-
lierung, weshalb die nachfolgenden Ausfüh-

1 Vgl. Hannemann/Schneider/Weigl, Mindestanforderungen an das Risikomanagement (MaRisk), 4. Auflage 2013, 543 f.

rungen entsprechend Lösungsansätze und 
Muster für die Umsetzung dieser umfassenden 
Verschärfungen beinhalten.  

I.  Definition der Auslagerung  

(Checkliste & Detail Software)

AUSLAGERUNG? Liegt eine solche vor?

 a. Eine andere Firma/Unternehmen?

 b. Beauftragung mit Aktivitäten/Prozessen 
bzgl. Bankgeschäften/Finanzdienstleistungen, 
sonst. Institutsspezifische Dienstleistungen?

 c. Kein sonstiger Fremdbezug?  
(Auslagerungstatbestand Software: Bei Soft-
ware zur Risikosteuerung gelten die Aspekte: 

„Bezug von Software“, 
„Unterstützungsleistungen hierzu“ und ggf. 
„Betrieb der Software durch Dritte“,

nun als Auslagerung. Nur Software, die nicht 
zur Risikosteuerung eingesetzt wird, gilt als 
Fremdbezug)

Auslagerung nach MaRisk

A.  Definition, Zulässigkeit und Wesentlichkeit von Auslagerungen und die 

Erstellung einer Risikoanalyse
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Zulässigkeit, Wesentlichkeit und  
Risikoanalyse

II. Zulässigkeit von Auslagerungen 

(Checkliste)

Darf diese Tätigkeit ausgelagert werden?

a. Keine Beeinträchtigung der Ordnungsmä-
ßigkeit der Geschäftsorganisation

b. Keine Leitungsdelegation, also 
Unternehmensplanung, -kontrolle, -koor-
dination

Besetzung von Führungskräften
Strategischen Entscheidungen
Zwingende Aufgaben (z. B. Gesetz)

III. Einstufung Wesentlichkeit 

1. Allgemeine Erläuterung 

Aufgrund des Proportionalitätsgrundsatzes 
unterliegen Auslagerungen nur dann den 
besonderen Anforderungen des § 25b KWG, 
wenn es sich um „wesentliche Auslagerungen“ 
von Aktivitäten und Prozessen handelt. Die 
Beurteilung der Wesentlichkeit hat das Insti-
tut selbst auf Grundlage einer standardisierten 
und einheitlichen Risikoanalyse durchzufüh-
ren. Die Intensität der Analyse hängt von Art, 
Umfang, Komplexität, und Risikogehalt der aus-
gelagerten Aktivitäten und Prozesse ab. Daraus 
folgt, dass bei Auslagerungen von erheblicher 

Tragweite eine entsprechend intensive Prüfung 
vorzunehmen ist und Verallgemeinerungen nur 
schwer möglich sind. 

Im Folgenden wird unter IV. Risikonalyse die 
Frage der Wesentlichkeit anhand ausgewähl-
ter gängiger Aspekte im Rahmen der allgemei-
nen Risikoanalayse behandelt. Zum Teil wird 
hierfür eine separate Prüfung Teil 1 und Teil 2 
vorgenommen.

2. Übersicht der möglichen Auslage-

rungen und deren Einstufung zur 

Wesentlichkeit

Ein umfassender Überblick über alle mög-
lichen Auslagerungen und deren Einstufung 
der Wesentlichkeit würde den Rahmen dieses 
Buches sprengen. Zur Orientierung jedoch zwei 
Hinweise: 

Mit Integration der Auslagerungsregelungen in 
die MaRisk 2007 sind die noch in Rundschreiben 
11/2001 (aufgehoben) aufgeführten Beispiele 
unwesentlicher Bereiche entfallen, können 
jedoch der Orientierung dienen

 Inkassowesen,
 Geldautomatenversorgung,
 Wartung technischer Geräte (auch EDV)  
Achtung nun ggf. „Sonstiger Fremdbezug“,

allgemeine Service- und Unterstützungslei-
stungen (wie z. B. Kantinen, Reinigungsdienst, 
Wachschutz, Betriebsarzt, Baudienst, Brand-
schutz usw.),

 reine Beratungsleistungen, insbesondere 
in Rechts- und Steuerangelegenheiten

auch dann, wenn sie nicht auf Einzelas-
pekte bzw. -projekte beschränkt sind. Die 
bislang umfassendste Einschätzung findet 
sich im Fachbuch „Outsourcing in Genossen-
schaftsbanken: Ein Leitfaden aus betriebs-
wirtschaftlicher und rechtlicher Sicht“ als 
Ergebnis des BVR Arbeitskreises Outsourcing  
ISBN: 3871511730, 9783871511738 – aller-
dings aus dem Jahre 2015. Eine Anpassung 
auf die speziellen Erfordernisse der MaRisk 6.0 
steht aus, bietet jedoch noch immer wertvolle 
Orientierung.
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IV. Erstellung einer Risikoanalayse  

AT 9 Tz. 2 i. V. m. § 25b KWG 

„Das Institut muss auf der Grundlage einer Risi-
koanalyse eigenverantwortlich festlegen, wel-
che Auslagerungen von Aktivitäten und Prozes-
sen unter Risikogesichtspunkten wesentlich sind 
(wesentliche Auslagerungen). Diese ist auf der 
Grundlage von institutsweit bzw. gruppenweit 
einheitlichen Rahmenvorgaben sowohl regelmä-
ßig als auch anlassbezogen durchzuführen. Die 
maßgeblichen Organisationseinheiten sind bei 
der Erstellung der Risikoanalyse einzube-ziehen. 
Im Rahmen ihrer Aufgaben ist auch die Interne 
Revision zu beteiligen“.

1. Allgemeine Aspekte

Dreh- und Angelpunkt der Auslagerung ist die 
Risikoanalyse. Arbeitet man hier von Anfang 
an systematisch, akribisch und dokumentiert, 
so macht sich dies in der Folgezeit doppelt und 
dreifach bezahlt: Man kann z. B. die 

in den MaRisk vorgesehenen Erleichterun-
gen nutzen 
schon erhobene Informationen in der 
Dienstleistersteuerung nutzen 
Argumentationen ggü. Prüfern umfassend 
hierauf stützen
drohende Haftung des Vorstandes souve-
rän abwenden.

Angesichts dieser Vorteile und dem gestiegenen 
Interesse der Aufsicht an dem Thema Auslage-
rung (Stichwort ein Schwerpunkt der Novel-
lierung) dürfte der Anwendungsbereich für in 

2 Zur Umsetzung des Themas „institutsweite bzw. gruppenweit einheitliche Kriterien“ wie auch jeweils generell zum Thema MaRisk 6.0 sind 
im Muster diverse Passagen zur Umsetzung und Operationalisierung eingearbeitet. Neuerungen aufgrund der Novellierung sind in der 
Downloadvariante farblich hervorgehoben.

3 Hannemann/Schneider/Weigl, Mindestanforderungen an das Risikomanagement, S. 558, 559.

der Vergangenheit teilweise gerne eingesetzte 
„Instant“- oder „One-Pager“-Analysen künftig 
sehr überschaubar sein. 

2. Risikoparameter2

Es werden in der Literatur einige gängige Risi-
koparameter zur Bewertung des auslagernden 
Unternehmens (Outsourcer) und des Auslage-
rungsunternehmens (Insourcer) besprochen:3

die Kosten der Auslagerung (unter Berück-
sichtigung von Transaktionskosten),
die Auswirkungen der Outsourcing-Maß-
nahme auf das auslagernde Institut,
die Komplexität des Auslagerungsgegenstan-
des, da mit der Komplexität i. d. R. auch das 
Risiko der Auslagerungsmaßnahme steigt,
die möglichen Konsequenzen, sofern das 
Auslagerungsunternehmen schlecht oder 
gar nicht leistet,
der (Zeit-)Aufwand, der bei der Suche geeig-
neter Ersatzkandidaten bzw. der ReIntegra-
tion von Aktivitäten und Prozessen erfor-
derlich wird,
die Qualität der Dienstleistungen eines 
potenziellen Kandidaten (inkl. Support-
funktionen), wobei üblicherweise eine 
Betrachtung über einen längeren Zeitraum 
angestellt wird, damit sich das auslagernde 
Institut einen nachhaltigen Eindruck ver-
schaffen kann,
die wirtschaftliche Situation eines poten-
ziellen Kandidaten sowie sein gesellschafts-
rechtlicher und regulatorischer Status, 
wobei auch von Bedeutung ist, durch wen 
das Auslagerungsunternehmen beauf-
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sichtigt wird (EWR, Drittstaat mit  vergleich-
barem Aufsichtsregime, sonstiger Drittstaat),
die quantitative und qualitative Personal-
ausstattung, wobei insbesondere für kom-
plexe Auslagerungsmaßnahmen vorhan-
denes Spezial-Know-how eine wichtige 
Rolle spielt,
die Kapazitäten und die technische Leis-
tungsfähigkeit eines potenziellen Kandi-
daten, vorhandene Sicherheitsmaßnahmen 
sowie die Kompatibilität der IT-Systeme bzw. 
passende IT-Schnittstellen,
der Ort der Leistungserbringung und die 
dortigen Gegebenheiten (z. B. Infrastruk-
tur, Kultur, politisches System),
die Reputation eines potenziellen Kandi-
daten, seine Unternehmenskultur und sein 
Geschäftsmodell sowie mögliche Abhän-
gigkeiten von weiteren Dienstleistern (Sub-
unternehmen),
Vorkehrungen, die zu einer Risikominde-
rung der Auslagerungsmaßnahme Beitra-
gen können, wie bspw. die Existenz eines 
wirksamen gruppenweiten Risikomanage-
ments bei gruppeninternen Auslagerungen.

Letztlich muss jedes Institut einheitliche Stan-
dards für Risiko- und Wesentlichkeitsanlyse fest-
legen und in ein einheitliches Formular/Prozesse 
für das Haus gießen.

3. Bearbeitungshilfe zur Erstellung einer 

Risikoanalayse

Die nachfolgende Muster-Auslagerungs-Risiko-
analyse gem. MaRisk At 9.2 ist am Beispiel der 
Auslagerung der Funktion der MaRisk-Com-
pliance gem. 4.4.2 MaRisk (nur noch für kleine 
Banken zulässig) befüllt. In dem Muster sind 
möglichst viele Situationen/Erkenntnisse bei-
spielhaft dargestellt. Eine solche „Ballung“ ist in 

der Realität natürlich hochgradig unwahrschein-
lich. Zugleich ist das Muster nicht abschlie-

ßend. Vor diesem Hintergrund ist das Muster 
zu lesen und natürlich den Gegebenheiten und 
Besonderheiten (insbesondere der jeweiligen 
Auslagerung) des Hauses anzupassen.

Im nachfolgenden Beispiel mittels Scoring-For-
mulars wurde eine Kombination aus Risiko- 
und Wesentlichkeitsanalyse gewählt, bei der 
bestimmte Angaben aus der Risikoanalyse 
(Reifegrad) zugleich zur Klärung der Frage 
der Wesentlichkeit (Wesentlichkeit) genutzt 
werden. Dies ist jeweils durch Pfeile  kennt-
lich gemacht.

Zunächst das Formular im Überblick, dann 
im Detail. Die einzelnen Score-Werte für Rei-
fegrad und Wesentlichkeit sind im Einzelnen 
und gesamt (Stichwort Schwellenwerte) natür-
lich exemplarisch und vom Institut festzulegen. 
Sodann folgt das Beispiel.

4. Zeitraum zur Erstellung einer Risikoana-

lyse 

Das Institut muss auf der Grundlage einer Risiko-
analyse eigenverantwortlich festlegen, welche 
Auslagerungen von Aktivitäten und Prozessen 
unter Risikogesichtspunkten wesentlich sind 
(wesentliche Auslagerungen). Diese ist auf der 
Grundlage von institutsweit bzw. gruppenweit 
einheitlichen Rahmenvorgaben sowohl regel-

mäßig als auch anlassbezogen durchzuführen.

Ein üblicher Zeitraum für die Erstellung einer 
regulären Risikoanalyse ist oft in der Praxis wie 
folgt definiert: „Regelmäßig, zumindest jedoch 
jährlich“. Eine Altregelung ist in den MaRisk 
nicht vorgesehen, so dass alle Auslagerungen 
ent-sprechend zu bewerten sind. 
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Sofern pauschal eine vierteljährliche Risi-
koanalayse verlangt wird, ist ein Risiko-Auf-
wandsangemessenes Vorgehen entgegen- 
zuhalten: Es erfolgt laufend eine Dienstleister- 
steuerung (MaRisk AT 9.7), so dass bei Auffällig-

keiten ad hoc eine anlassbezogene Risikoalayse 
(MaRisk AT9.2) durchgeführt werden kann. 

Eine Zyklizität von mindestens „jährlich“ erscheint 
daher angemessen.

Formular 9.2 Risikoanalyse Auslagerung ÜBERBLICK
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Scoring Detail

Formular 9.2 Risikoanalyse Auslagerung DETAIL
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Beckmann

Die aufsichtsrechtlichen Anforderungen an die 
Ausgestaltung eines Auslagerungsvertrages 
sind mit den aktualisierten Mindestanforde-
rungen an das Risikomanagement4 (MaRisk 
2017) im Vergleich zu der Regelung aus 2012 
insgesamt präzisiert worden. Neue Anforde-
rungen betreffen Regelungen zu Kündigungs-
rechten bei dauerhafter Schlechtleistung sowie 
zu sonstigen Sicherheitsanforderungen. Die 
überarbeiteten MaRisk machen deutlich, dass 
die Risikocontrolling-, Compliance- und Revisi-
onsmechanismen vollumfänglich auch für Sub-
auslagerungen gelten.

Nach einer Befragung der Unternehmensbera-
tung Procedera Consult GmbH zur MaRisk-No-
velle 2017 schätzen 67 % der Banken den Ände-
rungsbedarf an Auslagerungsverträgen als sehr 
stark oder stark ein.5 

Das vorliegende Dokument beschreibt die 
Anforderungen an die Vertragsgestaltung und 
schlägt konkrete Formulierungen für einen Aus-
lagerungsvertrag vor. Um die Formulierungsvor-
schläge praktisch nutzbar zu machen, gliedert 
sich das Dokument in die mögliche Struk-
tur eines Vertrages. Der Bundesverband der 
Deutschen Volksbanken und Raiffeisenbanken 
(BVR) hat Mustervertragsklauseln6 zur Thema-
tik Steuerung und Kontrolle des ausgelagerten 
Bereiches entwickelt. Die Formulierungsvor-
schläge der Abschnitte B.I.2.a) bis d) orientie-
ren sich an diesen Mustervertragsklauseln. 
4 BaFin: Rundschreiben 09/2017 – Mindestanforderungen an das Risikomanagement, https://www.bafin.de/SharedDocs/Veroeffentli-

chungen/DE/Rundschreiben/2017/rs_1709_marisk_ba.html?nn=9450904
5 Procedera Consult GmbH: Studie zur MaRisk-Novelle 2017, https://www.it-finanzmagazin.de/studie-zur-marisk-novelle-2017-68-prozent-

der-banken-wollen-mehr-auf-it-outsourcing-setzen-47324/
6 BVR: Rechtliche Anforderungen an das Outsourcing, Stand 17.10.2017 , https://intern.bvr.de/e.nsf/index.xsp?documentId=-

F99A5D00133D12D8C1257CF9002EC270

Für alle Vertragsbestandteile, die nicht durch BVR- 
Mustervertragsklauseln abgedeckt sind, erfol-
gen eigene Formulierungsvorschläge.

Nicht betrachtet werden die Teile eines 
typischen Vertragswerkes, die von der 
MaRisk unberührt sind. Dabei handelt es sich 
um die Themen Vergütung der Leistungen 
(Preise, Rechnungslegung, Fälligkeit), Lauf-
zeit, Schriftform, Geheimhaltung und salvato-
rische Klausel. Nicht diskutiert werden weiter-
hin spezielle Anforderungen für Banken, die 
besonders groß oder deren Geschäftsaktivi-
täten nach AT (Allgemeiner Teil) 1 TZ (Text-
ziffer) 3 MaRisk durch besondere Komplexi-
tät, Internationalität oder Risikoexponierung 
gekennzeichnet sind.

Die nachfolgenden Ausführungen beschreiben 
den Fall einer Auslagerung, die im Rahmen einer 
Risikoanalyse als wesentlich eingestuft wurde. 
Aber auch unwesentliche Auslagerungen oder 
Leistungen, die tatbestandlich keine Auslage-
rungen sind (z. B. sonstiger Fremdbezug von 
Leistungen), sind im Rahmen von § 25a Abs. 1 
KWG in die Gesamtrisikosteuerung des Insti-
tutes einzubeziehen. Entsprechend dem Grund-
satz der Proportionalität können bei kleinerem 
Umfang, niedrigerer Komplexität oder Risiko-
gehalt der ausgelagerten Aufgaben die Anfor-
derungen an das Risikomanagement reduziert 
werden. Die Regelungen im Auslagerungsver-
trag sind entsprechend anzupassen.

B. Anforderungen an den Auslagerungsvertrag
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Im Dokument wird sprachlich unterschieden 
zwischen dem Institut, dem auslagernden 
Unternehmen (ff. Auftraggeberin genannt) 
und dem Auslagerungsunternehmen, das als 
Dienstleister die ausgelagerten Aufgaben aus-
führt (ff. Auftragnehmerin genannt). Auftragge-
berin und Auftragnehmerin zusammen werden 
als Vertragsparteien bezeichnet. 

In Abschnitt B.I.6 erfolgt ein praxisbewährter 
Vorschlag, wie beide Vertragsparteien ihren 
Aufwand zur Steuerung und Kontrolle der Aus-
lagerung deutlich reduzieren können: Eine 
„erweiterte“ Zertifizierung der ausgelager-

ten Aufgaben nach IDW PS 951 Typ B.

I. Pflichtangaben

Hinsichtlich der Strukturierung eines Auslage-
rungsvertrages gibt es keine expliziten Anfor-
derungen in der MaRisk. Gleichwohl hat sich in 
der Praxis ein Rahmengeschäftsbesorgungsver-
trag mit folgenden Anlagen bewährt:

 Konventionen für Leistungsscheine
 Leistungsscheine (Leistungsbeschreibun-
gen)
 Kommunikationsmatrix
 Auftragsdatenverarbeitung i. S. d. § 11 Abs. 2 
Bundesdatenschutzgesetz
 Reporting
 Request for Change-Formblatt

Die Kommunikationsmatrix ist eine Übersicht 
über Ansprechpartner, Rollen, Verantwortlich-
keiten und Kommunikationswege beider Ver-
tragsparteien. Die Definition klarer Verant-
wortlichkeiten ist nach AT 4.3.1 TZ 2 der MaRisk 
(Aufbau- und Ablauforganisation) verpflichtend.

1. Vertragsgegenstand und Leistungs-

pflichten der Auftragnehmerin

a) Grundlagen

Bei umfangreicheren Dienstleistungen emp-
fiehlt es sich, den Vertragsgegenstand nicht 
detailliert im Auslagerungsvertrag, sondern als 
Anlagen in Leistungsscheinen zu beschrieben. 
Im Vertrag reicht dann eine grobe, stichwortar-
tige Aufzählung der Dienstleistungen.

Nach § 25b KWG Abs. 2 darf die Auslagerung 
nicht zu einer Übertragung der Verantwor-
tung der Geschäftsleiter an die Auftragneh-
merin führen. Der Auslagerungsvertrag sollte 
daher einen Passus enthalten, der das grundle-
gende Verhältnis von Auftraggeberin und Auf-
tragnehmerin beschreibt.

Formulierungsvorschlag:

Gegenstand dieses Vertrages ist <grobe Auf-
zählung der Dienstleistungen>. Eine Delega-
tion der Verantwortung der Geschäftsleitung 
der Auftraggeberin an die Auf-tragneh-
merin oder die Übertragung von Leitungs-
aufgaben der Geschäftsleitung sind nicht 
Gegenstand dieses Vertrags und können 
nicht wirksam vereinbart werden. Gleiches 
gilt für erlaubnispflichtige Bank- und Finanz-
dienstleistungen im Sinne des § 32 KWG. 

Im Übrigen erfolgt die Erbringung der 
Dienstleistungen aus Sicht der Auftragge-
berin nach den Outsourcing-Bedingungen 
der Mindestanforderungen an das Risikoma-
nagement (MaRisk).


